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1. Bericht des Abgeordneten Harnischfeger: 

A. Werdegang des Gesetzes 

Gemäß dem von der Bundesregierung beschlos- 
senen Wirtschaftsprogramm wurde im Juni 1951 
dem 1. Deutschen Bundestag der Entwurf eines Ge- 
setzes zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues im Kohlenbergbau mit Drucksache Nr. 2388 
vorgelegt. Im Interesse der Erhöhung der Kohlen- 
förderung sollte dem Bergarbeiterwohnungsbau 
durch eine besondere Einnahme eine zusätzliche 
Finanzierungsquelle erschlossen werden. 

Durch Beschluß in der 164. Sitzung vom 26. Sep- 
tember 1951 hat der 1. Deutsche Bundestag das 
entsprechende Gesetz verabschiedet, das bis zum 
31. Oktober 1954 befristet wurde. Die Kohlenab- 
gabe wurde seinerzeit auf zwei Deutsche Mark für 
jede Tonne Steinkohle, Steinkohlenkoks, Stein- 
kohlenbriketts und Pechkohle und eine Deutsche 
Mark für jede Tonne Braunkohlenbriketts festge- 
setzt. 

Der Befristung des Gesetzes und der Höhe der 
Abgabe lag damals ein akuter Wohnungsfehlbe- 
stand von 92 000 Bergarbeiterwohnungen zugrunde. 
Bis zum 31. Oktober 1954 sollten diese 92 000 Woh- 
nungen mit Hilfe von Treuhandmitteln aus der 
Kohlenabgabe erstellt werden. Dieser von der 
Deutschen Kohlenbergbauleitung errechnete Woh- 
nungsbedarf ist bis auf 4000 Wohnungen auch tat- 
sächlich in den vergangenen drei Jahren gedeckt 
worden. Da jedoch bei der ermittelten Zahl der 
laufend hinzukommende Bedarf, der sich aus einer 
ganzen Reihe von Faktoren ergibt, nicht in vollem 
Umfange berücksichtigt worden ist, besteht nach 
eingehenden Untersuchungen des Wohnungsbau- 
ministeriums, der zuständigen Fachminister der 
Länder und der Deutschen Kohlenbergbauleitung, 
denen sich auch die IG Bergbau und der Unter- 
nehmensverband Ruhrbergbau im wesentlichen an- 
geschlossen haben, z. Z. noch ein Bedarf von etwa 
40 000 Bergarbeiterwohnungen. Hierbei ist zu be- 


denken, daß insbesondere die Belegschaftsvermeh- 
rung und die starke Fluktuation unter den neu an- 
gesetzten Bergleuten diesen immerhin erheblichen 
Bedarf beeinflußt. Hierzu nur ein Zahlenbeispiel 
über den Wohnungsbau einer Bergbaugesellschaft 
im mittleren Ruhrkohlenbezirk: 

Diese Gesellschaft hatte am 1. April 1950 einen 
Bestand von 1578 Wohnungssuchenden. Am 1. Juli 
1954 hatte die^^lbe Gesellschaft noch 1556 Woh- 
nungssuch^uue, obwohl sie seit 1950 bis heute 

1 333 Werkswohnungen, 

819 Wohnungen einer Wohnungsbau- 
gesellschaft, 

596 Eigenheime und Kleinsiedlungen und 
232 Wohnungen des privaten Wohnungs- 
baues, 


also insgesamt 

2 980 Wohnungen gebaut bzw. finanziert hat. 

Die Zahl der Wohnungssuchenden hat sich in der 
Zeit vom 1. April 1950 bis 1. Juli 1954 nur um 22 
verringert, obwohl 2 980 Wohnungen gebaut wor- 
den sind. Bei dieser Bergbaugesellschaft kamen 
laufend soviele Wohnungssuchende durch Heirat 
und durch Neubergleute, durch Familienzusammen- 
führung von angeworbenen Neubergleuten hinzu, 
so daß die bis jetzt gebauten Wohnungen den 
laufenden Neuzugang von Wohnungssuchenden fast 
genau abdeckten. 

Da einerseits der Wohnungsfehlbestand nur 
durch die weitere Zurverfügungstellung von Treu- 
handmitteln für den Bergarbeiterwohnungsbau be- 
seitigt werden kann und andererseits die produk- 
tionspolitischen Erwägungen für das Fortbestehen 
der Kohlenabgabe gegeben waren, legte die Bun- 
desregierung unter dem 1. Juli 1954 den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur För- 
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derung des Bergarbeiter Wohnungsbaues im Kohlen- 
bergbau vor. Dieser Gesetzentwurf — Drucksache 
657 — wurde in erster Lesung in der 37. Sitzung 
des 2. Deutschen Bundestages am 8. Juli 1954 be- 
raten und dem Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen überwiesen. 

In drei Ausschußsitzungen hat sich der vorge- 
nannte Ausschuß mit dem Gesetzentwurf beschäf- 
tigt und ist in der dritten Beratung zu dem Be- 
schluß gekommen, dem Plenum den nachstehend 
aufgeführten Gesetzentwurf zur Annahme zu 
empfehlen. 

B. Inhalt des Gesetzes 

Drei wesentliche Änderungen sind in dieser No- 
velle gegenüber dem ersten Gesetz enthalten: 

1. Die Herabsetzung der Kohlenabgabe um 50 v. H., 
d. h. für Steinkohle, Steinkohlenkoks und Stein- 
kohlenbriketts auf eine Deutsche Mark pro 
Tonne und für Braunkohlenbriketts und Pech- 
kohle auf eine halbe Deutsche Mark pro Tonne, 
wobei für die Pechkohle mit Rücksicht auf ihre 
anerkannte Minderwertigkeit die Kohlenabgabe 
um 75 v. H. ermäßigt wurde. 

Die von verschiedenen Kreisen vorgetragenen 
Wünsche auf Befreiung von der Koblenabgabe 
konnten nicht berücksichtigt werden. Den An- 
trägen der Bundesbahn und des Verbandes deut- 
scher nichtbundeseigener Eisenbahnen, die von 
diesen Unternehmen benötigten Kohlen von der 
Kohlenabgabe zu befreien, konnte nicht entspro- 
chen werden. Das gleiche gilt für den Antrag des 
Unternehmerverbandes Kleinbergbau, Stein- 
kohlenbergbauunternehmen, die oberflächen- 
nahen Abbau betreiben und deren Teufe nicht 
über 300 m hinausgehen, nicht in das Gesetz ein- 
zubeziehen. Auch für den alternativen Vorschlag, 
für die von diesen Bergbaubetrieben geförderte 
Steinkohle nur die für Braunkohlenbriketts und 
Pechkohle vorgesehene Abgabe von einer halben 
Deutschen Mark pro Tonne festzulegen, fand sich 
im Ausschuß keine Mehrheit. Grundsätzlich 
wurden die Abänderungswünsche der verschie- 
densten Interessentenkreise im Hinblick darauf 
abgelehnt, daß es sich bei diesem Gesetz nur um 
eine befristete Verlängerung eines bestehenden 
Gesetzes handelt und bis auf wenige Ausnahmen 
keine einschneidenden Änderungen vorgenom- 
men werden sollten. 

Die von einigen Mitgliedern des Ausschusses 
gemachten Änderungsvorschläge gegenüber der 
Regierungsvorlage wurden nach längerer Aus- 
sprache abgelehnt. Der Ausschuß konnte sich 
nicht bereit finden, die Kohlenabgabe für Braun- 
kohlenbriketts fallen zu lassen, da einerseits die 
festgesetzte Abgabe eine kaum fühlbare Be- 
lastung darstellen und andererseits gerade der 
im Braunkohlenrevier vorherrschende Bau von 
Eigenheimen und Kleinsiedlungen erhebliche 
Einbuße erleiden würde. 

Audi die Anregung, die bisherigen Abgabe- 
sätze von zwei Deutsche Mark bzw. eine Deutsche 


Mark bestehen zu lassen, dafür jedoch die Ver- 
längerung des Gesetzes auf eine kürzere Zeit als 
drei Jahre zu befristen, fand keinen Anklang bei 
der Mehrheit des Ausschusses. 

2. Dem Wunsdie der Regierung entsprechend und 
nach dem Willen aller beteiligten Stellen, insbe- 
sondere der Deutschen Kohlenbergbauleitung 
und der Industriegewerkschaft Bergbau sollen in 
den kommenden Jahren in größerem Umfange 
als bisher im Bergarbeiter Wohnungsbau Eigen- 
heime und Kleinsiedlungen gebaut sowie sonstige 
Eigentumsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Der Ausschuß war sich bei seinen Beratungen 
in dem Gedanken einig, daß diesem Anliegen in 
§ 2 des Gesetzes besonders Rechnung getragen 
werden sollte. Es wurde festgelegt, daß möglichst 
viele Arbeitnehmer im Kohlenbergbau mit dem 
Grund und Boden verwurzelt werden sollen. Beim 
Neubau von Bergarbeiterwohnungen sind des- 
halb Eigenheime, Kleinsiedlungen, Kaufeigen- 
heime und Wohnungen in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums mit Vorrang vor Mietwoh- 
nungen zu fördern. Falls der Bau von Mietwoh- 
nungen gefördert wird, soll dafür Sorge getragen 
werden, daß eine spätere Überlassung der Miet- 
wohnung als Eigenheim oder in der Rechtsform 
des Wohnungseigentums möglich ist. Soweit Miet- 
wohnungen gebaut werden, sind diese mit der 
Auflage versehen worden, daß sie an eigentums- 
willige Bergarbeiter übertragen werden müssen, 
wenn diese es wünschen. Der Kaufpreis ist so 
zu bemessen, daß ein Gewinn des Verkäufers 
ausgeschlossen ist. Damit wurde die Entscheidung 
über den Erwerb von Eigentum im Wohnungs- 
bau in die Hände des Bergmanns gelegt. 

In diesem Zusammenhang sei noch erwähnt, 
daß auf Grund einer im § 2 vorgesehenen Be- 
stimmung die Treuhandmittel auch für die 
Finanzierung des Baues von Wohnheimen zu- 
gunsten von Wohnungsberechtigten im Kohlen- 
bergbau sowie des Baues von Gemeinschaftsan- 
lagen und Folgeeinrichtungen bereitgestellt wer- 
den können. Da sich in der Vergangenheit für 
die Gemeinden bei der Finanzierung der Auf- 
schließungskosten erhebliche Schwierigkeiten 
herausgestellt haben, wurde bestimmt, daß die 
Treuhandmittel unter gewissen, im einzelnen 
festgelegten Voraussetzungen auch als Darlehen 
an eine Gemeinde für anteilige Finanzierung 
von Aufschließungsmaßnahmen, soweit sie dem 
Bau von Bergarbeiterwohnungen dienen, ge- 
währt werden können. Die Höhe der hierfür be- 
reitgestellten Mittel darf jedoch 5 v. H. der jähr- 
lich verteilten Treuhandmittel nicht über- 
schreiten. 

3. Die Laufzeit des Gesetzes wurde vom 1. Novem- 
ber 1954 bis zum 31. Dezember 1957 verlängert. 
Der Ausschuß konnte sich dem Vorschlag des 
Bundesrates, die Bundesregierung zu ermäch- 
tigen, durch Rechtsverordnung die Dauer der Er- 
hebung der Abgabe für den Fall abzukürzen, daß 
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der Bedarf an Bergarbeiterwohnungen schon 
vor dem 31. Dezember 1957 gedeckt ist, nicht an- 
schließen. Sollte bereits vor dem 31. Dezember 
1957 der Wohnungsfehlbestand an Bergarbeiter- 
wohnungen beseitigt sein, so soll es der Initiative 
der beteiligten Stellen überlassen bleiben, die 
nunmehr gesetzte Frist über die Dauer der Er- 
hebung der Abgabe zu verkürzen. 

Außer diesen aufgeführten wesentlichen Ände- 
rungen beinhaltet der Gesetzentwurf einige kleine 
Änderungen, auf die einzugehen ich nicht verzich- 
ten möchte. 


Zu § 4 

Der Kreis der Wohnungsberechtigten wurde in- 
sofern erweitert, als jetzt alle knappschaftver- 
sicherten Arbeitnehmer des Kohlenbergbaues woh- 
nungsberechtigt sind, wogegen bisher nur die ver- 
sicherungspfiichtigen Arbeitnehmer berücksichtigt 
waren. Diese geringfügige Erweiterung dürfte sich 
insbesondere für den Bau von Eigenheimen für Ar- 
beitnehmer in einer höheren Gehaltsstufe, die 
ihrerseits dann in den meisten Fällen eine billigere 
Werkwohnung für andere Betriebsangehörige frei- 
steilen, günstig auswirken. 


Zu § 5 

Der Ausschuß glaubte, die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene Zweckbindung des mit Mitteln 
des Treuhandvermögens erstellten Eigenheimes auf 
einen angemessenen Zeitraum, jedoch nicht über 
20 Jahre hinaus, nicht übernehmen zu können. Viel- 
mehr wurde allseitig die Ansicht vertreten, daß 
eine Zweckbindung auf einen angemessenen Zeit- 
raum, jedoch nicht über 10 Jahre hinaus, ausrei- 
chend sein dürfte. Ein längerer Zeitraum würde 
sich gegen den Wunsch richten, möglichst viele 
Eigenheime und Kleinsiedlungen im Bergarbeiter- 
wohnungsbau zu schaffen. 

Zu § 16 

Die Verwaltungskosten der Treuhandstellen so- 
wie des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, so- 
weit diese durch den mit Treuhandmitteln geführ- 
ten Bergarbeiterwohnungsbau entstehen, wurden 
bisher auf Grund einer Vereinbarung mit dem Herrn 
Bundesminister für Wohnungsbau den Treuhand- 
mitteln entnommen. Der Bundesrechnungshof hat 
die Rechtmäßigkeit dieser Kostendeckung ange- 
zweifelt. Der Ausschuß war sich mit der Bundes- 
regierung darin einig, daß durch eine zusätzliche 
Bestimmung im Gesetz diese Lücke ausgefüllt wer- 
den muß. § 16 Abs. 2 wurde deshalb entsprechend 
erweitert. 


2. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 657 — in der 
nachstehenden Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 15. September 1954 


Der Ausschuß für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen 


Lücke 

Vorsitzender 


Harnischfeger 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 

im Kohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 
Änderung des 

Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues im Kohlenbergbau vom 
23. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 865) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

»§ 1 

Kohlenabgabe 

(1) Zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues im Kohlenbergbau erhebt 
der Bund von Steinkohle, Steinkohlen- 
koks, Steinkohlenbriketts, Braunkohlen- 
briketts und Pechkohle eine Abgabe 
(Kohlenabgabe). Die Kohlenabgabe ist eine 
Verbrauchsteuer im Sinne der Reichs- 
abgabenordnung. 

(2) Unter dem Begriff ,KQhle f ohne 
nähere Bezeichnung sind die im Absatz 1 
genannten Erzeugnisse zu verstehen. 

(3) Die Abgabe beträgt: 

a) für Steinkohle, Steinkohlenkoks und 
Steinkohlenbriketts 1, — DM für die 
Tonne, 

b) für Braunkohlenbriketts und Pech- 
kohle 0,50 DM für die Tonne. 

(4) Die Abgabeschuld entsteht dadurch, 
daß Kohle aus dem Betrieb des Kohlen- 


bergbauunternehmens entfernt oder zum 
Verbrauch innerhalb des Betriebes des 
Kohlenbergbauunternehmens entnommen 
wird. 

(5) Der Abgabe unterliegen nicht 

a) der Zechenselbstverbrauch an Kohle, 

b) Deputatkohle, 

c) Kohle, die an andere Kohlenbergbau- 
Unternehmen abgegeben wird, 

d) die in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes eingeführte Kohle. 

(6) Abgabeschuldner ist das Kohlen- 
bergbauunternehmen. Soweit die Kohlen- 
bergbauunternehmen sich für den Absatz 
der Kohle einer Kohlenverkaufsorgani- 
sation bedienen, hat diese die Abgabe für 
die Kohlenbergbauunternehmen abzu- 
führen. 

(7) Abgabeschuldner und Wiederver- 
käufer sind verpflichtet, die Kohlen- 
abgabe ihren Abnehmern gesondert zu 
berechnen. Sie darf bei der Berechnung 
von Handelsnutzen, Verdienstspannen und 
sonstigen Zuschlägen nicht berücksichtigt 
werden. Bei dem Verkauf durch Kohlen- 
bergbauunternehmen, im Kohlengroß- 
handel und im Kohleneinzelhandel darf 
das Entgelt nicht höher sein als der zu- 
lässige Preis zuzüglich des Betrages der 
Kohlenabgabe. Der Zuschlag ist in jeder 
Rechnung neben dem Preis gesondert an- 
zugeben. 

(8) Die Kohlenabgabe ist kein der Um- 
satzsteuer unterliegender Teil des verein- 
nahmten Entgeltes im Sinne des § 5 des 
Umsatzsteuergesetzes. 
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(9) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die in den 
Absätzen 1, 4 und 5 enthaltenen Begriffe 
im einzelnen zu erläutern. Die Rechts- 
verordnung bedarf nicht der Zustimmung 
des Bundesrates/* 

2. § 2 erhält die folgende Fassung: 

4 2 

Verwendung des Aufkommens 
aus der Abgabe 

(1) Die durch die Abgabe aufkommen- 
den Mittel bilden ein Treuhandvermögen 
des Bundes und sind zusätzlich zur Be- 
friedigung des Wohnungsbedarfs der Ar- 
beitnehmer im Kohlenbergbau und zur 
Durchführung damit zusammenhän- 
gender Maßnahmen zu verwenden; das 
gleiche gilt für die sonstigen Mittel des 
Treuhandvermögens im Sinne von § 17. 

(2) Die Mittel sind so einzusetzen, daß 
durch den Bau der Bergarbeiterwohnun- 
gen möglichst viele Arbeitnehmer im 
Kohlenbergbau mit dem Grund und Bo- 
den verbunden werden. Zu diesem Zweck 
sind beim Neubau von Bergarbeiterwoh- 
nungen Eigenheime, Kleinsiedlungen, 
Kaufeigenheime und Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums nach 
Maßgabe des § 3 mit Vorrang vor Miet- 
wohnungen zu fördern. Soweit der Bau 
von Mietwohnungen gefördert wird, ist 
eine Gestaltung zu wählen, die eine 
spätere Überlassung als Eigenheime oder 
in der Rechtsform des Wohnungseigen- 
tums zuläßt. 

(3) Bei der Förderung des Baues von 
Mietwohnungen ist die Bewilligung von 
Mitteln des Treuhandvermögens mit der 
Auflage zu verbinden, daß der Bauherr 
das Gebäude oder die Wohnung einem 
nach § 4 wohnungsberechtigten Bewerber 
zu Eigentum oder als Wohnungseigentum 
zu einem Kaufpreis zu überlassen hat, bei 
dem ein Gewinn des Verkäufers ausge- 
schlossen ist. Von der Auflage kann abge- 
sehen werden, wenn die beabsichtigte 
Zweckbestimmung der Mietwohnung eine 
Übereignung ausschließt. 

(4) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung nähere 
Vorschriften über die Durchführung der 
Eigentumsmaßnahmen nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 zu erlassen.“ 


3. Hinter § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

4 2 a 

Einsatz der Treuhandmittel 

(1) Aus den Mitteln des Treuhandver- 

mögens werden Darlehen für den Bau 
von Bergarbeiterwohnungen gewährt. Zu- 
schüsse dürfen nur in besonderen Fällen 
gegeben werden. Bergarbeiterwohnungen 
im Sinne dieses Gesetzes sind die mit 
diesen Mitteln geförderten Wohnungen, 
die für Wohnungsberechtigte im Kohlen- 
bergbau (§ 4) durch Neubau, durch 

Wiederaufbau zerstörter oder Wiederher- 
stellung beschädigter Gebäude oder durch 
Ausbau oder Erweiterung bestehender 
Gebäude geschaffen werden. 

(2) Die Darlehen sollen in der Regel für 
die nachstellige Finanzierung gewährt 
werden. 

(3) Ein Darlehen wird ohne Rücksicht 
auf den Rang seiner dinglichen Sicherung 
für die nachstellige Finanzierung im Sinne 
von Absatz 2 gewährt, 

a) wenn das Darlehen der Schließung 
einer Finanzierungslücke dient, die 
auch bei einem in angemessener Höhe 
gesicherten Einsatz von Mitteln des 
Kapitalmarktes, der Kohlenbergbau- 
unternehmen, des Bauherrn oder son- 
stiger Art noch verbleibt, und 

b) wenn die Verzinsung für das Darle- 
hen aus dem Ertrag erst nach Abzug 
der Bewirtschaftungskosten und der 
sonstigen Kapitalkosten aufzubringen 
ist. 

Für Kohlenbergbauunternehmen, die zur 
Erbringung des Finanzierungsbeitrages in 
angemessener Höhe nicht imstande sind, 
kann die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde im Einvernehmen mit der obersten 
Landesbehörde für Wirtschaft nach An- 
hörung des nach § 13 Abs. 4 berufenen 
Vertreters der Kohlenbergbauunterneh- 
men den teilweisen oder zeitweisen Ersatz 
eines solchen Finanzierungsbeitrages durch 
nachstellige Mittel aus dem Treuhandver- 
mögen zulassen. 

(4) Die Mittel können auch für die Fi- 
nanzierung des Baues von Wohnheimen 
zugunsten von Wohnungsberechtigten im 
Kohlenbergbau gewährt werden sowie für 
die Finanzierung des Baues von Gemein- 
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Schaftsanlagen und Folgeeinrichtungen, die 
durch den Bau von Bergarbeiterwohnun- 
gen erforderlich geworden sind und von 
den Bauherren dieser Wohnungen oder 
Dritten, insbesondere Gemeinden, ge- 
schaffen werden. 

(5) Die Mittel können für die anteilige 
Finanzierung von Aufschließungsmaßnah- 
men, soweit sie durch den Bau von Berg- 
arbeiterwohnungen erforderlich geworden 
sind oder erforderlich werden, auch als 
Darlehen an eine Gemeinde gewährt wer- 
den. Über Anträge der Gemeinde ent- 
scheidet der Bezirksausschuß. Die Gewäh- 
rung der Darlehen ist nur zulässig, 

a) soweit nicht die Kosten für diese Maß- 
nahmen auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften den Bauherren auferlegt wer- 
den können oder von einem Dritten 
auf Grund gesetzlicher oder vertrag- 
licher Verpflichtung zu tragen sind, 

b) wenn die Gemeinde nachweist, daß 
anderes geeignetes aufgeschlossenes 
Baugelände für das geplante Bauvor- 
haben nicht zur Verfügung steht und 

c) soweit die Gemeinde nicht in der 
Lage ist, die Kosten dieser Maßnah- 
men aus sonstigen Mitteln zu bestrei- 
ten. 

Die Mittel, die für die Finanzierung dieser 
Maßnahmen gewahrt werden, dürfen 
5 v. H. der jährlich auf die Kohlenbezirke 
des Landes verteilten Mittel aus dem Auf- 
kommen der Kohlenabgabe nicht über- 
schreiten. 

(6) Darlehen nach Absatz 5 dürfen nicht 
gewährt werden, soweit die Maßnahmen 
dem Bau von Bergarbeiterwohnungen die- 
nen, für die bis zum 1. November 1954 
Treuhandmittel bewilligt worden sind. 

(7) Die Mittel können in Ausnahmefäl- 
len auch als Darlehen zur Instandsetzung 
von Eigenheimen und Kleinsiedlungen an 
Wohnungsberechtigte im Kohlenbergbau 
(§ 4) gewährt werden, wenn die Benutz- 
barkeit des Eigenheimes oder der Klein- 
siedlung infolge von Kriegseinwirkungen 
erheblich beeinträchtigt ist. Die Mittel 
sollen nur gewährt werden, wenn die not- 
wendigen Instandsetzungen ohne die Ge- 
währung von Treuhandmitteln nicht 
durchgeführt werden können. 

(8) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die Begriffe 
, Gemeinschaftsanlagen 4 , Folgeeinrichtun- 


gen 4 und , Aufschließungsmaßnahmen 4 im 
einzelnen zu erläutern. 44 

4. § 3 erhält die folgende Fassung: 

4 3 

Bauherren 

(1) Für den Kreis der Bauherren, denen 
Mittel des Treuhandvermögens zum Bau 
von Bergarbeiterwohnungen gewährt wer- 
den können, findet § 25 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 25. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1047) Anwendung 
mit der Maßgabe, daß bevorzugt als Bau- 
herren zu berücksichtigen sind 

a) knappschaftsversicherte Arbeitnehmer 
des Kohlenbergbaues, die Eigenheime, 
Kleinsiedlungen oder Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigen- 
tums selbst oder durch einen Bauträger 
schaffen; 

b) Bauherren von Kaufeigenheimen, 
Kleinsiedlungen und Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigen- 
tums oder des eigentumsähnlichen 
Dauerwohnrechts, soweit die Woh- 
nungen für knappschaftsversicherte 
Arbeitnehmer des Kohlenbergbaues 
bestimmt sind; 

c) Bauherren, die Bergarbeiterwohnungen 
durch Wiederaufbau oder Wiederher- 
stellung kriegszerstörter oder kriegs- 
beschädigter Gebäude schaffen, wenn 
bereits vor der Zerstörung oder Be- 
schädigung die Wohnungen für Arbeit- 
nehmer des Kohlenbergbaues bestimmt 
oder nach Gesetz oder Rechtsgeschäft 
zur Verfügung zu halten waren; § 25 
Abs. 2 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes findet auf Kohlenbergbau- 
unternehmen insoweit keine Anwen- 
dung; 

d) Wohnungsbaugenossenschaften, die 
Bergarbeiterwohnungen schaffen und 
auf Grund eines Nutzungsvertrages 
knappschaftsversicherten Arbeitneh- 
mern des Kohlenbergbaues mit Rück- 
sicht auf ihre Mitgliedschaft überlassen. 

(2) Die Bauherren gemäß Absatz 1 
Buchstaben a und b haben Vorrang vor 
den Bauherren gemäß Absatz 1 Buch- 
staben c und d. 44 

5. In § 4 Abs. 1 Buchst, a und b werden die 
Worte „versicherungspflichtige Arbeit- 


6 



nehmer“ durch die Worte „knappschafts- 
versicherte Arbeitnehmer“ ersetzt. 

6. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter die 
Worte „des Treuhandvermögens" die 
Worte „zum Bau von Mietwohnun- 
gen“ eingefügt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Die Zweckbindung soll durch eine 
Dienstbarkeit dinglich gesichert wer- 
den.“ 

c) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 1 
wird Satz 3. 

d) Absatz 2 erhalt die folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 
gelten für die Gewährung von Mitteln 
des Treuhandvermögens zum Bau von 
Eigenheimen, Kaufeigenheimen, Klein- 
siedlungen und Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums 
oder eines eigentumsähnlichen Dauer- 
wohnrechts mit der Maßgabe, daß die 
Zweckbindung in geeigneter Weise auf 
einen angemessenen Zeitraum, jedoch 
nicht über 10 Jahre hinaus, sicherge- 
stellt werden soll.“ 

7. § 6 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1 ) Eine Bergarbeiterwohnung kann 
auch einem Nichtwohnungsberechtig- 
ten vermietet werden, 

a) wenn dies für die Betreuung der 
Bergarbeiter erforderlich ist, die in 
größerer Entfernung von vorhan- 
denen geschlossenen Wohngebieten 
wohnen, und wenn die Vermietung 
nur vorübergehend erfolgt; die für 
das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landes- 
behörden können den Anteil die- 
ser Wohnungen allgemein oder im 
Einzelfall bestimmen; 

b) wenn hierdurch für einen nach § 4 
Abs. 1 Buchst, a wohnungsberech- 
tigten Arbeitnehmer eine andere 
Wohnung freigemacht wird, die 
für Arbeitnehmer des Kohlenberg- 
baues bestimmt oder nach Gesetz 
oder Rechtsgeschäft zur Verfügung 
zu halten ist. 


Die Zweckbindung nach § 5 Abs. 1 
ruht in diesen Fallen nur, solange die 
Bergarbeiterwohnung dem Nichtwoh- 
nungsberechtigten vermietet ist.“ 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Zweckbindung nach § 5 
Abs. 1 schließt nicht aus, daß die Ein- 
liegerwohnung in einer Kleinsiedlung 
oder in einem Eigenheim ausnahms- 
weise an einen Nichtwohnungsberech- 
tigten vermietet wird oder der Woh- 
nungsinhaber einen Teil seiner Woh- 
nung an einen Nichtwohnungsberech- 
tigten untervermietet.“ 

8. In § 16 Abs. 2 wird folgender Satz 3 

sncr^fiicrf 
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„Die bei der Durchführung dieser Auf- 
gaben entstehenden notwendigen Verwal- 
tungskosten der Treuhandstellen können, 
soweit sie nicht vom Darlehensnehmer zu 
tragen sind, mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Wohnungsbau aus Mitteln 
des Treuhandvermögens gedeckt werden; 
das gleiche gilt für die notwendigen Ver- 
waltungskosten des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk, soweit diese für den 
mit Treuhandmitteln geförderten Berg- 
arbeiterwohnungsbau entstehen.“ 

9. Hinter § 24 wird folgender § 24 a ein- 
gefügt: 

24 a 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. “ 

10. § 25 erhält die folgende Fassung: 

4 25 

Beginn und Dauer der Erhebung der 
Abgabe 

Die in § 1 bezeichnete Abgabe wird 
vom 1. November 1954 an bis zum 
31. Dezember 1957 erhoben,“ 
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Artikel II 


Bekanntmachung des Wortlautes des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues im Kohlenbergbau 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ermächtigt, das Gesetz zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenberg- 
bau in der sich durch das vorliegende Gesetz 
ergebenden Fassung mit neuem Datum be- 
kanntzumachen und Unstimmigkeiten des 
Wortlautes zu beseitigen. 


Artikel III 
Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel IV 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 1954 
in Kraft. 
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